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Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Fortschrittsbericht 2012 über 
Albanien
(2012/0000(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Ratsvorsitzes auf der Tagung des 
Europäischen Rates in Thessaloniki vom 19. und 20. Juni 2003 in Bezug auf die 
Aussichten der westlichen Balkanländer hinsichtlich eines Beitritts zur Europäischen 
Union,

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Erweiterungsstrategie und 
wichtigste Herausforderungen 2012-2013“ (COM(2012)….) sowie dem dazu vorgelegten 
Fortschrittsbericht zu Albanien (SEC(2012)….) vom 10 Oktober 2012,

– unter Hinweis auf den Beschluss des Rates 2008/210/EG vom 18. Februar 2008 über die 
Grundsätze, Prioritäten und Bedingungen der Europäischen Partnerschaft mit Albanien 
und zur Aufhebung des Beschlusses 2006/54/EG1,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen der 4. Tagung des Stabilitäts- und 
Assoziationsrats Albanien-EU vom 15. Mai 2012,

– unter Hinweis auf die vom Parlamentarischen Stabilitäts- und Assoziationsausschuss EU-
Albanien auf seiner 5. Tagung vom 11./12. Juli 2012 angenommenen Empfehlungen,

– unter Hinweis auf die politische Vereinbarung zwischen Regierung und Opposition auf 
der Konferenz der Vorsitze vom 14. November 2011 und den revidierten Aktionsplan der 
albanischen Regierung über die 12 wichtigsten Prioritäten der Stellungnahme der 
Kommission vom März 2012,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 8. Juli 2010 zu Albanien2,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Zukunft Albaniens in der Europäischen Union liegt;

B. in der Erwägung, dass der Beitritt des Landes zur EU nicht nur das Ziel der Regierung und 
der Opposition sein sollte, sondern der Beitritt auch als im allgemeinen Interesse aller 
Albaner betrachtet werden sollte;

C. in der Erwägung, dass der Prozess des Beitritts zur EU weiterhin eine treibende Kraft für 
anhaltende Reformen sein sollte und der wichtigste Faktor, der das politische 
Establishment des Landes vereint;

                                               
1 ABl. L 80 vom 19.3.2008, S. 1.
2 Angenommene Texte, P7_TA(2010)0282.
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D. in der Erwägung, dass bei der Reformagenda sichtbare Fortschritte erzielt wurden; in der 
Erwägung, dass Herausforderungen nach wie vor bestehen und angegangen werden 
müssen, damit Fortschritte auf dem Weg zum EU-Beitritt erzielt werden;

E. in der Erwägung, dass Albanien nach wie vor eine stabilisierende Rolle auf dem 
westlichen Balkan spielt;

F. in der Erwägung, dass Albanien dank seiner Reformbemühungen eine echte Perspektive 
hat, 2012 zur nächsten Stufe des Beitrittsprozesses überzugehen, wenn es denn genug 
konkrete Ergebnisse in den relevanten Bereichen erzielt, in denen noch Reformen 
durchgeführt werden müssen;

Allgemeine Erwägungen

1. bekräftigt, dass es den künftigen Beitritt Albanien zur Europäischen Union 
uneingeschränkt unterstützt;

2. lobt die entschiedenen Bemühungen der Regierung und der Opposition, bei den Reformen 
zusammenzuarbeiten;

3. fordert alle politischen Kräfte auf, weiterhin konkrete Reformen zu verabschieden, die zu 
greifbaren Ergebnissen zum Wohle aller Bürgerinnen und Bürger führen; hält es für 
wichtig, dass die albanische Bürgergesellschaft ihre Spitzenpolitiker für spezifische 
politische Ergebnisse zur Rechenschaft zieht;

4. hält es für unerlässlich, mit den notwendigen Reformen auf nachhältige Weise und 
allmählich fortzufahren;

Konsolidierung der Demokratie und Stärkung der Menschenrechte

5. unterstützt nachdrücklich einen konstruktiven politischen Dialog, der nicht nur ein 
wesentliches Element der 12 wichtigen Prioritäten ist, sondern auch eine grundlegende 
Voraussetzung für eine funktionierende Demokratie; fordert die politische Elite mit 
Nachdruck auf, den parteiübergreifenden Dialog und den Konsens über Reformen 
aufrechtzuerhalten, damit das Land Fortschritte in Bezug auf den Beitritt erzielen kann;

6. fordert die politischen Kräfte mit Nachdruck auf, die bevorstehende Reform der 
Geschäftsordnung des Parlaments zu vollenden, die Kontrollfunktion des Parlaments 
weiter zu stärken, die Abfassung von Rechtsakten zu verbessern und die Konsultation mit 
der Bürgergesellschaft, den Gewerkschaften und den sozialen Organisationen zu 
intensivieren;

7. stellt fest, dass bei der Reform der Justiz einige Fortschritte erzielt wurden; fordert die 
staatlichen Stellen mit Nachdruck auf, die echte Unabhängigkeit und Integrität der Justiz 
zu gewährleisten, die frei von politischer Einmischung und Korruption sein soll, den 
gleichberechtigten Zugang der Bürgerinnen und Bürger zu den Gerichten sicherzustellen, 
die Fortschritte bei der Umsetzung der justiziellen Reformstrategie voranzutreiben, 
einschließlich der Reform des Obersten Gerichts; hält es für wichtig, dass die Justizreform 
in Schritten durchgeführt wird, dass in diesem Zusammenhang solide 
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Konsultationsmechanismen eingeführt werden und dass die Justiz mit ausreichenden 
Mitteln ausgestattet wird, damit sie landesweit effizient funktionieren kann;

8. hält es für unbedingt notwendig, die Risiken einer Politisierung der öffentlichen 
Verwaltung zu beseitigen und eine unabhängige, auf Leistung basierende und 
professionelle öffentliche Verwaltung zu schaffen; begrüßt die Verfahren zur Einrichtung 
eines Fachbereichs für öffentliche Verwaltung;

9. ist besorgt darüber, dass Korruption im Alltag nach wie vor weitverbreitet ist; empfiehlt 
nachdrücklich, in Sachen Korruption und Missbrauch öffentlicher Gelder weiterhin eine 
Null-Toleranz-Politik zu verfolgen;

10. hält es für unbedingt notwendig, eine solide Bilanz der Ermittlungen und Verurteilungen 
zu erstellen, auch in Fällen von Korruption auf hoher Ebene; begrüßt, dass alle Parteien 
zugesagt haben, die Straffreiheit zu bekämpfen, und dass im Parlament im 
Konsensverfahren die Reform der Immunitätsregelung beschlossen wurde; fordert eine 
konsequente Durchführung dieser Reform;

11. begrüßt die erzielten Fortschritte bei der Umsetzung des Anti-Mafia-Gesetzes, 
einschließlich der vermehrten Einziehung von Erträgen aus kriminellen Geschäften; 
fordert die staatlichen Stellen auf, die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit mit den 
Nachbarländern weiter auszubauen;

12. weist mit Nachdruck darauf hin, dass weiterhin Anstrengungen unternommen werden 
müssen, damit die Polizei bei ihrer Arbeit die Menschenrechte beachtet und 
ergebnisorientiert handelt; fordert mehr pro-aktive und wirksame Maßnahmen bei der 
Verfolgung der Straftäter und beim Schutz von Opfern des Menschenhandels;

13. fordert die Behörden auf, die Informationsfreiheit zu stärken, um Transparenz bei den 
Eigentumsverhältnissen bei den Medien und ihren Finanzen zu gewährleisten; bedauert 
das Fehlen gesetzlich verankerter Arbeitnehmerrechte für Journalisten und die Tatsache, 
dass viele von ihnen ihr Gehalt nicht von den Medieneignern erhalten;

14. fordert Maßnahmen zur Verbesserung des Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger, die 
eine Minderheit angehören, auch indem gewährleistet wird, dass Minderheitensprachen an 
den Schulen benutzt werden und indem jegliche Form von Diskriminierung gegen sie 
bekämpft wird;

15. begrüßt die Maßnahmen zur Gleichstellung der Geschlechter, fordert aber eine effiziente 
Umsetzung, um die Teilhabe von Frauen am politischen Leben, an der Bildung und am 
Arbeitsmarkt zu gewährleisten; fordert die staatlichen Stellen mit Nachdruck auf, 
Maßnahmen gegen häusliche Gewalt und Frauenhandel zu ergreifen;

16. hält es für dringend notwendig, ein modernes Bildungssystem zu schaffen; hält es für 
wichtig, dass alle Kinder, besonders die Kinder aus Familien mit niedrigem Einkommen, 
einen sicheren Zugang zu Bildung und zu Schulausrüstung haben;

17. fordert die Regierung auf, uneingeschränkt dafür zu sorgen, dass das Arbeitsrecht und die 
Gewerkschaftsrechte respektiert werden; fordert eine Stärkung der Vermittlungspraxis zur 
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Beilegung arbeitsrechtlicher Konflikte; weist darauf hin, dass die Einhaltung der 
Arbeitnehmerrechte, die angemessene Ausübung des Streikrechts und die Freiheit des 
Arbeitsmarktes europäische Werte darstellen;

18. fordert die staatlichen Stellen auf, die Behandlung von inhaftierten Personen und 
Gefangenen in Einklang mit internationalen Menschenrechtsstandards weiter zu 
verbessern, da immer noch Fälle von Misshandlung gemeldet werden;

Verfolgung sozio-ökonomischer Reformen

19. fordert die Regierung auf, strukturelle Reformen und Rechtsstaatlichkeit einzuleiten und 
durchzuführen, um eine wirtschaftliches Umfeld zu schaffen, dass Investitionen und 
Wirtschaftswachstum förderlich ist; fordert die Annahme und Umsetzung von 
Maßnahmen zur Erhöhung der Staatseinnahmen, zur Verbesserung des 
Steuererhebungssystems sowie Maßnahmen zur Bekämpfung des hohen Anteils der 
Schattenwirtschaft und des ungeregelten Arbeitsmarkts;

20. hält es für dringend notwendig, der Sicherheit der Energieversorgung, der 
Diversifizierung der Energieträger und der Verbesserung der öffentlichen Verkehrsnetze 
mehr Beachtung zu schenken; fordert die Regierung mit Nachdruck auf, Konzepte für 
erneuerbare Energiequellen zu entwickeln, sich auf effizientere Weise mit der Frage der 
Abfallbewirtschaftung zu befassen und einen umweltfreundlichen Tourismus zu 
entwickeln; 

21. ist sehr besorgt über die hohe Arbeitslosenrate sowie über die anhaltend hohe Zahl von 
Albanern, die unter der Armutsgrenze leben; fordert die Regierung mit Nachdruck auf, 
umgehend alle erdenklichen Maßnahmen zur Bekämpfung extremer Armut zu ergreifen 
und ein soziales Sicherheitsnetz für die finanziell schlechter gestellten Bürgerinnen und 
Bürger zu schaffen;

22. empfiehlt, moderne öffentliche Investitionen zu beschließen, um ein nachhaltiges 
Wachstum anzustreben, die Arbeitslosigkeit abzubauen und die staatlichen Einnahmen zu 
erhöhen;

Förderung regionaler und internationaler Zusammenarbeit

23. lobt Albanien für seine Förderung gutnachbarlicher Beziehungen; begrüßt die Politik der 
Regierung im Hinblick auf albanische Gemeinschaften in den Nachbarländern, 
insbesondere dafür, dass sie ihnen rät, mit ihren jeweiligen Regierungen bei der Lösung 
von Problemen zusammenzuarbeiten;

°
°      °

24. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission sowie der 
Regierung und dem Parlament Albaniens zu übermitteln.


